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Nach der Befreiung des deutschen Volkes vom Hitler
faschismus wurde durch die demokratische Boden
reform, die den Landarbeitern, den landarmen Bauern 
und den Umsiedlern Boden gab, der erste Schritt auf 
dem Wege der Demokratisierung des Dorfes getan. Die 
Förderung der Landwirtschaft, insbesondere der Klein- 
und Mittelbauern, durch Bereitstellung von Krediten, 
durch Lieferung hochwertigen Saatgutes und Düngers, 
vor allem aber durch die Einrichtung der Maschinen- 
Ausleih-Stationen, führte zu einer Steigerung der land
wirtschaftlichen Produktion und zur Verbesserung des 
Lebens der werktätigen Bauern.

Trotz aller dieser Fortschritte in der Entwicklung der 
Landwirtschaft blieb es doch bei der alten Bewirtschaf
tungsweise des Bodens, bei der jeder Bauer seine eigene 
kleine Bodenfläche bearbeitete. Die Erkenntnis, daß in 
der Landwirtschaft noch viel größere Erfolge erzielt 
werden könnten, wenn der gesamte Boden gemeinsam 
von allen Bauern bearbeitet würde, führte schließlich 
in einigen Dörfern zum freiwilligen Zusammenschluß 
der fortschrittlichsten werktätigen Bauern zu Produk
tionsgenossenschaften.

Diese Produktionsgenossenschaften, deren Mitglieder 
gemeinsam den Boden bestellen und teilweise auch ge
meinsam Zugvieh halten, haben das Ziel, durch die An
wendung der neuesten agrotechnischen Bodenbearbei
tungsmethoden, durch den Einsatz moderner Maschinen 
und Geräte, wie der Mähdrescher, die Ernteerträge zu 
steigern und dadurch eine weitere Verbesserung der 
Lebensbedingungen ihrer Mitglieder und des gesamten 
Volkes zu erreichen. Eine Ausnutzung der vielseitigen 
Möglichkeiten, die die moderne Technik der Landwirt
schaft bietet, wäre auf den kleinen Bodenflächen der 
einzelnen Bauern entweder gar nicht denkbar oder 
unrentabel. Deshalb bedeutet die Schaffung der bäuer
lichen Produktionsgenossenschaften einen großen Fort
schritt in der Entwicklung unserer Landwirtschaft.

In dem Beschluß der II. Parteikonferenz der Soziali
stischen Einheitspartei Deutschlands heißt es hierzu:

„Den Landarbeitern und werktätigen Bauern, die 
sich auf völlig freiwilliger Grundlage zu Produk
tionsgenossenschaften zusammenschließen, ist die 
notwendige Hilfe zu gewähren und dadurch zu
gleich das Bündnis der Arbeiterklasse mit den werk
tätigen Bauern zu festigen.“

Zur Unterstützung und weiteren Festigung der neu
gegründeten landwirtschaftlichen Produktionsgenossen
schaften sowie zur Förderung der in die Genossenschaf
ten eingetretenen Bauern beschloß der Ministerrat der 
Deutschen Demokratischen Republik, den Produktions
genossenschaften und ihren Mitgliedern eine Anzahl 
von Vergünstigungen zu gewähren. Auf Grund dieses 
Beschlusses sind eine Reihe von gesetzlichen Maß
nahmen getroffen worden, die u. a. den Erlaß von 
Bodenreform-Ubernahmebeiträgen, die Gewährung von 
Krediten, von steuerlichen Vergünstigungen und von 
Vergünstigungen bei der Pflichtablieferung landwirt
schaftlicher Erzeugnisse zum Gegenstand haben.

Alle diese Maßnahmen zeigen, daß unser demokrati
scher Staat die große Bedeutung der landwirtschaft
lichen Produktionsgenossenschaften erkannt hat und 
ihnen jede mögliche Unterstützung zukommen läßt.

In dem Beschluß der II. Parteikonferenz der Soziali
stischen Einheitspartei Deutschlands wurde jedoch auch 
festgestellt:

„Es ist zu beachten, daß die Verschärfung des 
Klassenkampfes unvermeidlich ist und die Werk
tätigen den Widerstand der feindlichen Kräfte 
brechen müssen.“

Auf dem Lande führte die Schaffung der Grundlagen 
des Sozialismus zu verstärkten Angriffen reaktionärer 
Großbauern gegen fortschrittliche werktätige Bauern, 
insbesondere gegen solche, die sich für die Bildung von 
Produktionsgenossenschaften einsetzten. Aus der Presse 
sind eine Anzahl von Vorfällen bekannt geworden, in 
denen der Klassengegner fieberhaft versuchte, unter 
Anwendung der brutalsten Mittel — von der Verleum
dung, Einschüchterung und Bedrohung bis zu terroristi
schen Gewaltakten — den Widerstand gegen unseren 
demokratischen Aufbau und gegen die Organe unserer 
Staatsgewalt zu organisieren. Dabei richten sich die 
wütenden Angriffe großbäuerlicher Elemente nament
lich gegen die Bildung von Produktionsgenossenschaften 
und gegen die Pflichtablieferung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse an den Staat.

Obwohl das Mitglied des Politbüros der SED, Na
tionalpreisträger Fred O e l ß n e r ,  im August dieses 
Jahres, kurz nachdem die ersten Sabotageakte in der 
Landwirtschaft im Zusammenhang mit der Bildung von 
Produktionsgenossenschaften bekannt geworden waren, 
eine nachhaltige Warnung an die Großbauern, die die 
Gesetze unseres Staates verletzen, gerichtet und ange
kündigt hatte, daß „die Staatsorgane mit aller Strenge 
der Gesetze Vorgehen“1) würden, ist es dennoch er
neut zu terroristischen Angriffen gegen Mitglieder von 
Produktionsgenossenschaften gekommen.

Wie haben nun unsere Staatsanwälte und Gerichte, 
Machtorgane unseres Staates zur Unterdrückung des 
Klassenfeindes, auf diese Angriffe reagiert?

Greifen wir einige Beispiele heraus:
Der Vorsitzende der Produktionsgenossenschaft in 

Worin, Kreis Seelow, führte mit den werktätigen Bauern 
in Görlsdorf eine Aussprache über die Ziele der Produk
tionsgenossenschaft durch. Auf dem Heimweg nach 
Worin wurde er überfallen und mit Steinen beworfen. 
Die Täter waren von Großbauern aufgeputschte Ele
mente, von denen einer noch im Besitze faschistischer 
Literatur war.

Dieser terroristische Anschlag wurde durch das Be
zirksgericht Frankfurt (Oder) gesühnt. Der Angeklagte 
Michaelis erhielt entsprechend dem Anträge des Staats
anwalts 10 Jahre Zuchthaus, der Mitangeklagte Hasen
fuß 7 Jahre Zuchthaus.

In Groß-Petershagen im Bezirk Rostock wurde der 
Vorsitzende der Produktionsgenossenschaft am 13. Okto
ber 1952 anläßlich des Erntefestes von gegnerischen Ele
menten provoziert und anschließend in brutaler Weise 
mißhandelt. Das Motiv der Täter war ihre feindliche 
Einstellung zu den Produktionsgenossenschaften. Auch 
in diesem Fall wurden die Täter durch das Bezirksge
richt Rostock zu 8 bzw. 7 Jahren Zuchthaus verurteilt.

i) Rede auf der Beratung des Sekretariats des ZK mit den 
Kreissekretären, in „Neues Deutschland“ vom 24. August 1952.
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